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Eidgenössisches Departement des Innern EDI; Änderung des Bundesgeset-
zes vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung (UVG): Umsetzung der 
Motion Darbellay "Rechtslücke in der Unfallversicherung schliessen"; Ver-
nehmlassung  P231369 
 

 
 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt das vorgelegte Antwortformular an das 
Bundesamt für Sozialversicherungen. 

 

Begründung 

Der Bundesrat schlägt eine Änderung des Bundesgesetzes über die Unfall-
versicherung (UVG) vor, welche die Bezahlung von Taggeldern garantiert bei 
Rückfällen oder Spätfolgen im Zusammenhang mit einem Unfall, den Ju-
gendliche zu einer Zeit erlitten haben, zu der sie noch nicht über das UVG 
versichert waren. Der Regierungsrat stimmt der vom Bundesrat vorgeschla-
genen Gesetzesänderung mit einem Änderungswunsch bei den Übergangs-
bestimmungen zu.  

 

                                                                                           
 

 


